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W E T T B E W E R B S O R D N U N G  IN DER EWG
N ach und nach gew in n t d ie  Erkenntnis an  B oden , d a ß  d ie  tcirtschaftliche In tegra tion  
E uropas sich nicht im  A bbau  von H andelshem m nissen und Z o llsä tzen  erschöpfen  k an n .
W enn E uropa e in  einheitliches W irtschaftsgebiet w erden  so ll, so  m uß d a fü r  Sorge  
getragen  w erden , da ß  ähnlich w ie  a u f e inem  n a tion a len  B inn en m arkt das w irtschaft­
liche H andeln  gleichen Vorschriften un terlieg t un d  sich in  gleichen F orm en absp ielt.
D as bedeu tet, d a ß  e in e  große A n zah l unserer R echtsvorschriften, d ie  da s w irtschaftliche  
H an deln  grundsätzlich  beeinflussen, in  a llen  P artn erlän dern  e in an der angeglichen w erden  
m üssen. D as is t e in e  sehr komplexe A u fgabe, u n d  sie w ird  durch d ie  V erschieden­
a rtigke it d er  n a tion a len  Interessen eine sehr lan gw ierige  A u fg a b e  sein . Im m erh in  be­
g in n t m an  je t z t  konkret m it der H arm onisierung von  T eilgeb ieten . E ines d ieser T e il­
geb iete , d ie  d rin g en d  d e r  H arm onisierung harren, is t d ie  W ettbew erbsordnung, w e il 
ihre G estaltung fü r  g ro ß e  Teile d er  w irtschaftlichen Entschlüsse, so z . B . über Unter- 
nehm ensform en, Fusionen und K on zen tra tion en , B etriebsgrößen  usw ., en tscheidend ist.
D azu  kom m t, d a ß  w ir  entsprechend dem  unsere W irtschaftspo litik  bestim m enden M odell 
den  W ettbew erb hoch-, wenn nicht überschätzen. D eshalb h a t d ie  B undesrepublik  unter 
a llen  P artn er län dern  d ie  perfektion ierteste G esetzgebung a u f dem  G ebiet d e r  W ettbe­
w erbsordnung. D ie beiden  folgenden A bhandlu ngen  untersuchen von  ziem lich  d iver­
g ieren den  G esichtspunkten aus d ie  M öglichkeit, d ie  fü r  d ie  B undesrepublik  gelten de  
W ettbew erbsregelung auch für den  g rößeren  europäischen W irtschaftsraum  zu  nutzen  
o d er zu  rev id ieren .

Kann die Konzeption und Administration der deutschen 
Wettbewerbsordnung für die EWG richtungweisend sein?

Dr. Eberhard,Günther, Berlin

In den letzten M onaten ist im Zusammenhang mit 
dem Entwurf einer ersten  Durchführungsverordnung 

zu den Art. 85 und 86 des EWG-Vertrages die Diskus­
sion über die Konzeption der im EWG-Vertrag nieder­
gelegten W ettbew erbsregeln erneut entbrannt. W ieder 
stehen sich die Anhänger einer Verbots- und die A n­
hänger einer Mißbrauchsgesetzgebung gegenüber.

Von den in den EWG-Ländern bestehenden W ettbe­
w erbsgesetzgebungen stellt die Regelung des deut­
schen Gesetzes gegen W ettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) die konsequenteste Form einer Kartellverbots­
gesetzgebung dar. Die deutsche Lösung zur V erw irk­
lichung und Sicherung der W ettbewerbsordnung wird 
im Rahmen dieser Diskussion teils als warnendes 
Beispiel, teils als Vorbild für eine W ettbewerbsrege­
lung bezeichnet. Zur Klärung der Situation erscheint 
es nützlich, Überlegungen darüber anzusteUen, ob die 
Konzeption und Adm inistration der deutschen W ett­
bew erbsordnung für eine W ettbewerbsregelung m der 
EWG wünschenswert und richtungweisend sein kann.

DIE KONZEPTION DES GWB 
U N D  IHRE ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEM EWG-VERTRAG

Ausgangspunkt der Überlegungen sind die Ziele von 
EW G-Vertrag und GWB. W ie verhalten sich diese 
Ziele zueinander? Ziel des EWG-Vertrages ist die 
Schaffung eines Gemeinsamen Marktes mit binnen­

marktähnlichem Charakter zwischen den sechs Mit­
gliedstaaten. Durch Abbau der nationalen W irtschafts­
grenzen und Vergrößerung des zwischenstaatlichen 
W aren- und Leistungsverkehrs soll in den Teilnehmer­
staaten  ehe Entwicklung der W irtschaft gefördert, eine 
größere wirtschaftliche Stabilität erreicht und der 
Lebensstandard erhöht werden. Die Schaffung eines 
wirtschaftlichen Organismus vom Umfang des Gemein­
samen M arktes, der funktionsfähig sein und das ge­
setzte Ziel erreichen soll, setzt voraus, daß Klarheit 
über das Prinzip besteht, nach dem dieser Organismus 
arbeiten soll. Im EW G-Vertrag mußte man sich daher 
über die Konzeption der anzustrebenden gemeinsamen 
W irtschaftsordnung einig werden. Eine Vorstellung 
von der gemeinsamen W irtschaftsordnung ist um so 
wichtiger und notwendiger, als cĥ e einzelnen Partner­
staaten bisher nicht unerheblich voneinander abwei­
chende W irtschaftsordnungen und Grundsätze der 
W irtschaftspolitik aufwiesen. Die Verwirklichung einer 
gemeinsamen W irtschaftsordnung ist daher ein w esent­
licher Teil des Ziels des EWG-Vertrages.

An diesem Punkte berühren sich die Zielsetzung der 
W ettbew erbsregeln des EW G-Vertrages und die des 
GWB. Beide sind Instrum ente zur Gestaltung der 
W irtschaftsordnung. Das GWB, ein typisches W irt­
schaftsordnungsgesetz, hat dabei die Einwirkung auf 
die W irtschaftsordnung sogar zur Hauptaufgabe.
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D e r  W e t t b e w e r b  a l s  t r a g e n d e s  
, O r d n <u n g  s  p  r i n z i p

Aber nicht nur die Tatsache, daß sie auf die W irt­
schaftsordnung entscheidend einwirken, ist beiden 
Regelungen gemeinsam, sondern auch, daß dieser Ein­
w irkung die gleiche Leitvorstellung zugrunde liegt. 
Der W ettbewerb ist das tragende Ordnungsprinzip 
sowohl im GWB als auch im EWG-Vertrag:

„Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und ver­
boten sind alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, 
Besdilüsse von Unternehmensvereinigungen und aufein­
ander abgestimmte Verhaltensweisen, weldie den Han­
del zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen 
geeignet sind und eine Verhinderung, Einschränkung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des Ge­
meinsamen Marktes bezwecken oder bewirken."

(Art. 85 Ziff. 1 EWG-Vertrag)

„Verträge, die Unternehmen oder Vereinigungen von 
Unternehmen zu einem gemeinsamen Zweck schließen, 
und Beschlüsse von Vereinigungen von Unternehmen 
sind unwirksam, soweit sie geeignet sind, die Erzeu­
gung oder die Marktverhältnisse für den Verkehr mit 
Waren oder gewerblichen Leistungen durch Beschrän­
kung des Wettbewerbs zu beeinflussen.“

(§ 1 Abs. 1 GWB)

Der EWG-Vertrag geht also wie das GWB vom grund­
sätzlichen Verbot der K artelle aus. W ie im GWB 
bestehen auch im EW G-Vertrag unter bestimmten 
Voraussetzungen für einzelne Absprachen oder Grup­
pen von Absprachen Ausnahmemöglichkeiten vom 
Verbot.
Bei den marktbeherrschenden Unternehmen folgt der 
EWG-Vertrag, ähnlich dem GWB, dem Mißbrauchs­
prinzip:

„Mit ciem Gemeinsamen Markt unvereinbar und ver­
boten ist die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherr­
schenden Stellung auf dem Gemeinsamen Markt oder 
auf einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder 
mehrere Unternehmen, soweit dies dazu führen kann, 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen."

(Art. 86 Abs. 1 EWG-Vertrag)

„Die Kartellbehörde kann unter den Voraussetzungen 
des Abs. 3 marktbeherrschenden Unternehmen ein miß­
bräuchliches Verhalten untersagen und Verträge für un­
wirksam erklären.“ (§ 22 Abs. 4 Satz 1 GWB)

Mit diesen Bestimmungen des EW G-Vertrages kann 
ebenso wie mit denen des GWB freilich nicht die 
Bildung m arktbeherrschender Stellungen, sondern erst 
deren mißbräuchliche Ausnutzung verhindert werden.

Nach dem W ortlaut seiner Bestimmungen trachtet also 
der EWG-Vertrag, die gleichen ordnungspolitischen 
Zielsetzungen wie das GWB nach der gleichen, d. h. 
wettbewerblichen Konzeption zu verwirklichen. Es 
fragt sich nun aber, ob die vorstehend umrissene 
W ettbewerbskonzeption für die EWG unter w irt­
schaftspolitischen Gesichtspunkten im gleichen Maße 
wünschenswert und richtungweisend sein kaim wie für 
die W irtschaft der Bundesrepublik.

Die Konzeption des GWB geht „von der durch w irt­
schaftswissenschaftliche Forschung erhärteten  w irt­
schaftspolitischen Erfahrung aus", daß die W ettbe­
werbswirtschaft mit ihrer Steuerungs-, Auslese- und

Antriebsfunktion die ökonomischste Wirtschaftsform 
darstellt und zu einer volkswirtschaftlichen Wohl­
standsmaximierung sowie zur leistungsgerechten, d. h. 
sozial gerechten Einkommensverteilung führt; ferner, 
daß die W ettbewerbswirtschaft auf Grund der Auf­
rechterhaltung größtmöglicher unternehmerischer Dis­
positionsfreiheit und Freiheit in der Konsumwahl die 
der demokratischen Staats- und Gesellschaftsordnung 
adäquate W irtschaftsform ist.

Ein funktionsfähiger Marktmechanismus, bei dem im 
wesentlichen Knappheitspreise den Gesamtprozeß len­
ken, führt in Verbindung m it einer entsprechenden 
W ährungs-, Konjunktur- und Sozialpolitik am ehesten 
zu einer kontinuierlichen W irtschaftsentwicklung bei 
stabilem Preisniveau, mit Vollbeschäftigung und steti­
ger Hebung des Lebensstandards — Ergebnisse, die zu 
erreichen gemäß Art. 2 EWG-Vertrag gerade auch 
Aufgabe der Europäischen W irtschaftsgemeinschaft ist. 
Dies hat allerdings zur Voraussetzung, daß nicht Ver­
zerrungen des W irtschaftsprozesses durch wirtschaft­
liche M achtstellungen in einem Umfang auftreten, der 
den Marktmechanismus außer Funktion setzt. Da eine 
völlig sich selbst überlassene Wettbewerbswirtschaft 
der Gefahr ausgesetzt ist, von Monopolen individuel­
ler oder kollektiver A rt überwuchert und erstickt zu 
werden, ist es notwendig, die Wettbewerbswirtschaft 
durch staatliche Ordnungsvorschriften zu schützen. In 
der deutschen W ettbewerhsordnung — w ie auch im 
EW G-Vertrag — h at diese Erkenntnis zum Kartell­
verbot und zur Mißbrauchsaufsicht über marktbeherr­
schende Stellungen geführt.

Die vorstehend aufgezeigte generelle Vorteilhaftig- 
keit der W ettbewerbswirtschaft gilt nicht nur für 
einen einheitlichen nationalen, sondern ebenso für 
einen gemeinsamen übernationalen Wirtschaftsraum. 
Die wettbewerbliche Konzeption ist daher in  gleichem 
Maße wünschenswert und richtungweisend für die an­
zustrebende W irtschaftsordnung im Gemeinsamen 
Markt, w ie sie das für die W irtschaftsordnung in der 
Bundesrepublik ist. Sie ist für den Gemeinsamen Markt 
aber nicht nur wünschenswert, sondern unumgänglich 
notwendig, um zu gewährleisten, daß die Verbraucher 
der Vorteile, die ihnen aus der Abschaffung der staat­
lichen Zölle und der mengenmäßigen Beschränkungen 
im zwischenstaatlichen W aren- und Leistungsverkehr 
erwachsen, nicht durch Kartellabsprachen und abge­
stimmte Verhaltensw eisen zwischen Unternehmen auf 
privater Ebene wieder verlustig gehen.

D i e  ö k o n o m i s c i i e  C l i a n c e  d e r  
M a r k t v e r g r ö ß e r u n g

Die große ökonomische Chance der wirtschaftlichen 
Integration der M itgliedstaaten im Gemeinsamen 
M arkt liegt in der Öffnung und Vergrößerung der 
Märkte. Die Produktionsserien können vergrößert und 
die Produktion kann dadurch stärker autom atisiert 
und rationalisiert werden; di© Folge ist Produktivi­
tätssteigerung und Kostendegression, bessere Ver­
braucherversorgung und Erhöhung des Lebensstan­
dards. Der größere M arkt gestattet eine günstigere
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V erteilung der S tandorte und eine bessere betriebliche 
A rbeitsteilung (Spezialisierung) in  Produktion und 
V erteilung. Der wirtschaftliche Leerlauf wird vermin­
dert, die Kapazitätsausnutzung günstiger gestaltet. Die 
optim alen Betriebsgrößen wachsen, und die Voraus­
setzungen für die wissenschaftliche Forschung und den 
technischen Fortschritt werden verbessert. Das Absatz­
risiko sinkt.

Die V ergrößerung der M ärkte hat auch Folgen für die 
W ettbew erbssituation. Die Zahl der Marktteilnehmer 
w ird erhöht. N ationale Monopole und Oligopole 
lockern sich aut. Der W ettbew erb w ird angeregt. Die 
D ynam ik und gleichzeitig die Stabilität der gesamten 
W irtschaftstätigkeit nehm en zu. — Daß in. den EWG- 
Ländern trotz der Recession in den USA die Konjunk­
tu r unverm indert ihren  Fortgang nimmt, dürfte zwei­
fellos zu einem großen Teil der fortschreitenden 
In tegration  zu verdanken sein.

Die Chance w ürde jedoch verlorengehen, wenn nicht 
verh indert wird, daß nationale Marktbeherrschung 
durch Verflechtung zu supranationaler Beherrschung 
w ird und nationale K artelle zu supranationalen Kollek­
tivm onopolen heranwachsen. Die Situation ist in die­
sem Falle um so bedenklicher, als die Politik der Kar­
te lle  ausschließlich den privatwirtschaftlichen Inter­
essen des Kartells dient, w ährend der im Rahmen der 
EWG vorzunehm ende A bbau der staatlichen Handels­
hem mnisse zwischen den M itgliedstaaten vom öffent­
lichen Interesse getragen ist und auf die Dauer den 
Unternehm en wie den Verbrauchern zugute kommt.

E r h a l t u n g  e i n e s  f u n k t i o n s f ä h i g e n  
M  a  r k  t m  e  c h  a n i s m  u  s

Die Frage nach der Konzeption einer W ettbewerbs­
regelung in der EWG kann  zusammenfassend dahin 
beantw ortet werden:

1. Formal liegt dem EW G-Vertrag und dem GWB die 
gleiche Konzeption einer W ettbewerbsregelung zu­
grunde; K artellverbot und Mißbrauchsaufsicht über 
m arktbeherrschende Stellungen.

2. M ateriell gesehen, d. h. in Ansehung der ökonomi­
schen Zielsetzung und Auswirkungen, ist diese auf 
einen funktionsfähigen Marktmechanismus ausge­
richtete Konzeption einer W ettbewerbsregelung, 
wie sie der deutschen W ettbewerbsordnung zu­
grunde liegt, auch für die EWG nidit nur wün­
schenswert, sondern sogar notwendig.

Freilich ist die Behandlung der marktbeherrschenden 
Unternehm en sowohl im GWB als auch im EWG-Ver­
trag nicht befriedigend. Um eine befriedigende Lösung 
zu erreichen, w äre es notwendig, das Problem der 
M onopolsituation vom W ettbew erb her zu lösen, d. h. 
für bestehende verm eidbare Monopole Entflechtungs­
maßnahmen vorzusehen und gegen die Entstehung 
m arktbeherrschender S tellungen gesetzliche Hemm­
nisse zu errichten.

G e g n e r i s c h e  A r g u m e n t e

Obwohl die Konzeption einer Verbotsregelung sowohl 
vom deutschen Gesetzgeber als auch von den V er­
tragspartnern des EW G-Vertrages als richtig aner­

kannt und in das GWB wie auch in den EW G-Vertrag 
aufgenommen w orden ist, wollen dennoch die An­
griffe gegen diese Konzeption seitens der Anhänger 
einer Mißbrauchsgesetzgebung nicht nachlassen. Man 
führt an, daß die U nternehm enskonzentration und die 
Bildung von Kollektivmonopolen eine unausweich­
liche Begleiterscheinung oder Folge des technischen 
Fortschritts w ie überhaupt der m odernen W irtschafts­
verhältnisse sei. Die wirtschaftliche Machtbildung wird 
für die moderne Industriegesellschaft als notwendig 
und gesamtwirtschaftlich vorteilhaft bezeichnet. Die 
Funktionen des W ettbew erbs könnten und müßten 
durch den Ausgleichsmechanismus von Macht und 
Gegenmacht übernommen werden. Es sei „widersin­
nig", im Rahmen des W ettbewerbs-Dogmas „Kartelle 
und Konzerne zu verbieten, die im Endergebnis die 
wirtschaftliche Solidarität der sechs Volkswirtschaften 
unterm auern."

Schließlich w ird der W ettbewerbskonzeption, w ie sie 
im EW G-Vertrag und im GWB ihren Niederschlag 
gefunden hat, vorgeworfen, sie sei in einem veralte­
ten W ettbewerbsbegriff befangen. Nicht die „große 
Zahl" allein schaffe schon den echten W ettbewerbs- 
marktj nein, der echte, d. h. aktive, dynamische und 
w irksam e (workable)- W ettbewerb, der den technischen 
Fortschritt hervornife, setze K onkurrenten voraus, die 
fähig sind, sich auf Kosten der anderen K onkurrenten 
(aggressiv) zu vergrößern und stärker zu machen.

Es ist richtig, daß nicht die „große Zahl" der M arkt­
teilnehm er allein den editen  W ettbew erbsm arkt 
schafft. Es kommt entscheidend audi darauf an, w el­
chen Unternehmergeist und welche unternehmerische 
Dispositionsfreiheit die M arktteilnehm er besitzen. Wo 
m arktbeherrschende Stellungen individueller oder 
kollektiver A rt sich ungehindert entfalten können, 
w erden freilich Unternehm erfreiheit und W ettbewerb 
alsbald dahingeschwunden sein. Ist für die Unterneh­
m en kein Druck yorhanden, sidi durch stäncUge Lei­
stungssteigerung, durch bessere und billigere Ange­
bote auf dem M arkt zu bewähren, so läßt mit 

■Sicherheit das Streben nach wirtschaftlich-technischem 
Fortschritt nach. Im übrigen erscheint es sehr zweifel­
haft, ob Kartelle und Konzerne im Endergebnis die 
wirtschaftliche Solidarität der sechs V o l k s  w irtsdiaf- 
ten des Gemeinsamen M arktes unterm auern können 
oder ob sie nicht vielm ehr nu r die Solidarität der 
Kartell- und Konzernmitglieder zum eigenen privat- 
wirtschaftlichen Nutzen und entgegen dem w ohlver­
standenen Interesse der in tegrierten Volkswirtschaf­
ten stärken.

DIE DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSREGELN

W ie steht es nun mit der Administration, mit der 
praktischen Durchführung dieser im EWG-Vertrag 
testgelegten W ettbewerbsregeln?

Es muß festgestellt werden, .daß die Administration 
noch bei den Anfängen steht. Die für die Verwirk­
lichung der in den Art. 85 und 86 des EWG-Vertrages 
aufgestellten Grundsätze vorgesehenen Durchführungs-
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Verordnungen sind bisher noch nicht erlassen worden. 
Folglich ist es gemäß Art. 88 EWG-Vertrag vorläufig 
Sache der Behörden der M itgliedstaaten, entsprechend 
ihren eigenen Rechtsvorschriften und in Übereinstim­
mung mit Art. 85 und 86 EW G-Vertrag über die Zu­
lässigkeit von Vereinbarungen, Beschlüssen, aufein­
ander abgestimmten V erhaltensw eisen und über die 
mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stel­
lung auf dem Gemeinsamen M arkt zu entscheiden.

Nicht in allen nationalen Kartellgesetzen und Kartell­
behörden herrscht aber che gleiche Konzeption wie 
im EWG-Vertrag. In einigen Ländern (Niederlande, 
Belgien) folgt man gegenüber Kartellen nicht dem 
Verbots-, sondern dem Mißbrauchsprinzip. Ini zwei 

. Ländern (Italien und Luxemburg) fehlen Kartellgesetze 
und Kartellbehörden überhaupt. Die Durchsetzung der 
W ettbew erbsregeln des EW G-Vertrages ist somit 
nicht gesichert. Die Kommission selbst ist nach der 
jetzigen Rechtslage w eder imstande, die M itgliedstaa­
ten  der EWG, die noch kein Kartellgesetz erlassen 
haben, zu zwingen, dies zu tun, noch ist die Kommis­
sion in der Lage, die M itgliedstaaten zu veranlassen, 
die Art. 85 und 86 des EWG-Vertrages als unm ittelbar 
geltendes Recht anzuwenden. W as aber nützen die 
besten Grundsätze und Konzeptionen, wenn die V er­
w altung fehlt, um diese w irksam  anzuwenden.

Unter diesen Umständen erscheint es sinnvoll, Betrach­
tungen darüber anzustellen, ob neben der Konzeption 
auch die Adm inistration der deutschen W ettbew erbs­
ordnung für eine W ettbew erbsregelung in  der EWG 
wünschenswert und richtungweisend sein kann.

„Administration der W ettbew erbsordnung“ w ird h ier­
bei nicht so sehr als die unm ittelbare Verwaltungs­
tätigkeit (Entscheidungspraxis) der Kartellbehörden 
verstanden, sondern vielm ehr in einem umfassenden 
Sinne als die Konkretisierung der Konzeption in  den 
einzelnen Bestimmungen des Gesetzes gegen W ettbe­
werbsbeschränkungen.

V e r g l e i c h e  d e r  a d m i n i s t r a t i v e n  L i n i e  
l n  G W B  n n d  E W G

Im Prinzip w ird die im GWB eingeschlagene admini­
strative Linie auch für die Anwendung der W ettbe­
werbsregeln des EW G-Vertrages als wünschenswert 
angesprochen werden können.

Bei grundsätzlichem K artellverbot kann nach dem 
GWB durch eine Reihe von Ausnahmen (Konditionen-, 
Rabatt-, Strukturkrisen-, Rationalisierungs-, Export- 
und Importkartell, W ettbew erbsregeln nach § 28 ff. 
GWB, General- oder N otstandsklausel des § 8 GWB) 
den besonderen Gegebenheiten und Notwendigkeiten 
der W irtschaft Rechnung getragen werden. Die Aus­
nahm en sind aber hier — im Gegensatz zum EWG- 
V ertrag — der A rt nach genau im Gesetz festgelegt. 
Ebenso ist das V erfahren vorgeschrieben (Anmeldung, 
ggf. W iderspruch der Kartellbehörde, Erlaubnis der 
Kartellbehörde auf Antrag), unter dem die Freistel­
lung vom Verbot des § 1 GWB zustande kommt. Ähn­

lich verhält es sich mit dem Verbot der vertikalen 
Preisbindung im § 15 GWB und der Ausnahme für die 
Preisbindung der zweiten Hand für Markenwaren. 
Die genaue Festlegung der Ausnahm etatbestände und 
des Freistellungsverfahrens im GWB hat gegenüber 
der Regelung des Art. 85 EWG-Vertrag, wonach das 
K artellverbot für nicht anw endbar erklärt werden 
kann, den Vorteil, daß der Ermessensspielraum der 
Kartellbehörde relativ schmal ist.
Im EW G-Vertrag ist die Festlegung der Ausnahme­
tatbestände, bei denen das K artellverbot für nicht 
anw endbar erklärt w erden kann, weitgehend der 
EWG-Kommission im Rahmen der nach Art. 87 zu er­
lassenden Durchführungsverordnungen zu Art. 85 des 
EW G-Vertrages oder im Rahmen von Einzelentschei­
dungen überlassen. In diesem Falle ist eine erhebliche 
Gefahr gegeben, daß sich das konzipierte Kartellver­
bot in der Anwendungspraxis zu einem Mißbrauchs­
verfahren umwandelt. — Der von der Kommission 
veröffentlichte Entwurf einer ersten Durchführungs­
verordnung zu den Art. 85 und 86 des EWG-Vertrages 
läßt solche Befürchtungen nicht als unbegründet er­
scheinen. Das dort vorgesehene Verfahren der Behand­
lung von Alt- und N eukartellen z. B. kommt in seinen 
vorhersehbaren praktischen W irkungen der Aufhebung 
des grundsätzlichen Kartellverbots nahe.

Zum Problem der Ausnahm eregelungen im GWB ist 
hinzuzufügen, daß der Bereich der Ausnahmen im 

•Hinblick auf Art. 85 EW G-Vertrag stark  eingeschränkt 
ist. Die Ausnahmen des GWB verlieren im Hinblick 
auf § 11 Abs. 5 Nr. 3 und § 12 Abs. 1 Nr. 2 GWB dann 
ihre Bedeutung, wenn die V erträge oder Beschlüsse 
geeignet sind, den W irtschaftsverkehr zwischen den 
Ländern der EWG durch Beschränkung oder Verhin­
derung des W ettbew erbs zu beeinträchtigen (Art. 85 
Abs. 1 EWG-Vertrag).
W ie bereits oben erwähnt, ist das im GWB gegenüber 
den marktbeherrschenden Unternehmen eingeschlagene 
Verfahren unbefriegigend. Es sollte erwogen werden, 
marktbeherrschende Stellungen, die einen erheblichen 
Stöm ngsfaktor im Marktmechaiüsmus darstellen, zu 
entflechten. Bei allen Konzentrationsvorgängen, die 
zu größeren wirtschaftlichen Machtballungen führen, 
wobei objektive Kriterien, wie z.B. Kapitalbetrag, 
Beschäftigtenzahl, Umsatz- oder Produktionsgröße, für 
die Ermittlung des Tatbestandes verw endet werden 
sollten, sollte ein Erlaubnisverfahren vorgesehen wer­
den. Eine solche Lösung des Konzentrationsproblems 
w ürde der wirtschaftspolitischen Konzeption der W ett­
bewerbswirtschaft, wie sie auch dem EWG-Vertrag 
zugrunde liegt, eine größere Geschlossenheit und 
Folgerichtigkeit verleihen.

Nach dem GWB sind grundsätzlich Kartellvereinbarun­
gen so lange unwirksam, als nicht die vorgesehene 
F rist widerspruchslos abgelaufen oder die Erlaubnis 
durch die Kartellbehörde erteilt worden ist. Das Ver­
botsprinzip ist damit gewahrt, die Rechtssicherheit ist 
gewährleistet. Dieses V erfahren hat den Vorteil, daß 
die Behörde die Entscheidung nicht endlos hihaus-
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zögern kann, weil im Falle der W idersprudiskartelle 
eine Dreim onatsfrist festgesetzt ist und im Falle der 
E rlaubniskartelle die A ntragsteller auf eine baldige 
Entsdieidung drängen werden. Demgegenüber bedeutet 
der Entwurf der EWG-Kommission für eine erste 
D urdiführungsverordnung zu den Art. 85 und 86 EWG- 
V ertrag  eine D urdibrediung des Verbotsprinzips, in­
dem h ier in der Zeit zw isdien SteUung eines Antrags 
und A blehnung durdi die Kommission das Verbot 
n id it durdigesetzt w erden kann (Art. 4 und 6 des Ent­
wurfs). Da w eder eine gesetzlidie Entsdieidiuigsfrist 
gesetzt ist nod i die A ntragsteller ein In teresse an 
einer sdm ellen  Entsdieidung haben, kann die Ent­
sdieidung über den A ntrag und damit die tatsädilidie 
W irksam keit des K artellverbots lange hinausgesdio- 
ben w erden.

D i e  P u b l i z i t ä t s p t l i c h t

Das GWB enthält eine w eitgehende Publizitätspflidit. 
Dem Inform ationsbedürfnis der öffentlidikeit, das 
gegenüber den Vorgängen der W irtsdiaft im allge­
m einen stark  ist, w ird ausreidiend Redinung getragen. 
Im Bundesanzeiger oder in  dem zuständigen amtlidien 
V erkündungsblatt einer Landeskartellbehörde sind 
bekanntzum adien: die A nträge auf Erteilung einer 
Erlaubnis für K artellverträge und -besdilüsse, die 
A nträge auf Eintragung von W ettbewerbsregeln, die 
A nm eldungen der „Anmelde"-Kartelle, die Eintragun­
gen in das K artellregister sowie die Verfügungen der 
K artellbehörden (z.B. Kartellerlaubnis, W idersprudi 
gegen ein angemeldetes Kartell, Verfügungen gegen 
m ißbräudilidie Handhabung eines erlaubten Kartells, 
einer vertikalen  Preisbindung u. ä.). Im Bundesanzeiger 
sind ferner bekanntzum adien die allgemeinen W ei­
sungen, die der Bundesminister für W irtsdiaft dem 
Bundeskartell,amt „für den Erlaß oder die Unterlassung 
von V erfügungen nad i diesem Gesetz" erteilt (§ 49 
GWB). Eine besondere Publizitätswirkung kommt dem 
K artellregister zu, in das die ■widitigsten Daten der 
w irksam en K artellverträge einzutragen sind und in 
das E insidit zu nehmen, jederm ann gestattet ist.

Diese w eitgehende Publizität ermöglidit den von den 
K artellen oder sonstigen W ettbewerbsbesdiränkungen 
Betroffenen, Kenntnis von dem Inhalt der W ettbe­
w erbsbesdiränkungen und gegenüber der Kartellbe­
hörde Stellung zu nehm en bzw. Antrag auf Beiladung 
als Beteiligte zu stellen. N eben dieser allgemeinen 
Sdiutzw irkung der Publizität sidiern eine Reihe von 
Bestimmungen des GWB (§§ 2, 3, 30, 51) die W ahr­
nehm ung der Interessen der Betroffenen.

E i n s p r u c h u n d S c h u t z  
g e g e n  a d m i n i s t r a t i v e  W i l l k ü r

Ein um fangreidier Instanzenzug (Einsprudi bei Kartell­
behörde, Besdiwerde bei dem für den Sitz der Kartell­
behörde zuständigen Oberlandesgeridit, Reditsbe- 
sd iw erde beim Bundesgeriditshof) gibt den A ntrag­
ste llern  ausreidiende Reditsm ittel zur W ahrung ihrer 
Redite.

Die Verstöße gegen das GWB unterfallen n id it dem 
Strafgesetz, sondern sind Ordnungswidrigkeiten, die 
mit Bußgeldern belegt sind. Die Bußgelder können 
n id it von der Kartellbehörde selbst verhängt, sondern 
müssen durdi diese beim zuständigen O berlandesge­
rid it beantragt werden. Damit ist abweidiend von den 
Bestimmungen des Ordnungswidrigkeitengesetzes ein 
w eiterer Sdiutz gegen befürditete „administrative 
W illkür" eingebaut worden.

Z u s t ä n d i g k e i t s t e i l u n g

Sdiließlidi ist nodi zu erwähnen, daß das GWB die 
Aufgaben und Zuständigkeit aufteilt 

auf das Bundeskartellamt
(Preisbindung für M arkenwaren, marktbeherr- 
sdiende Unternehmen, W ettbewerbsbesdiränkungen, 
die über das Gebiet eines Landes hinausgreifen),
auf die Landeskartellbehörden 
(W ettbewerbsbesdiränkungen, die auf den Bereidi 
eines Landes besdiränkt sind),
auf den Bundesminister für W irtsdiaft 
(in den Fällen des § 8 GWB).

Mit dieser Zuständigkeitsverteilung soll n id it nur eine 
Aufteilung der A rbeitslast erreidit, sondern audi dem 
föderativen Aufbau der Bundesrepublik Reduiung ge­
tragen werden. Den einzelnen Ländern ist es hier- 
durdi ermöglidit, die Besonderheiten der W irtsdiaft 
in  ihren Gebieten bei den K artellentsdieidungen zu 
berüdcsiditigen.

AUSGEWOGENES ANWENDUNGSVEKFAHREN

Zusammenfassend w ird man feststellen dürfen, daß 
das GWB trotz seines Kompromißdiarakters und seiner 
M ängel in m aterieller wie audi in verfahrensm äßiger 
H insidit das Bemühen erkennen läßt, bei der V er­
w irklidiung seiner Leitbildvorstellungen und der 
Durdiführung der damit verbundenen system gerediten 
Interventionen allen bereditigten Interessen — der 
Einzelw irtsdiaften w ie der Volkswirtsdiaft, der U nter­
nehm en w ie der V erbraudier und des Staates — ge- 
red it zu werden. Im großen und ganzen enthält das 
GWB ein relativ  gut ausgewogenes Anwendungsver­
fahren. Der Ermessensspielraum der Kartellbehörde ist 
so gestaltet, daß er auf der einen Seite eine Anpas­
sung an die Vielfalt der Ersdieinungen des W irt­
sdiaftslebens gestattet, auf der anderen Seite aber 
audi bei Erreidiung der äußersten Ermessensgrenze 
einen Verstoß gegen Ziel und Zwedc des Gesetzes 
verhindert.

Unter diesem A spekt ersdieint neben der Konzeption 
audi die Administration der deutsdien W ettbew erbs­
ordnung für eine W ettbewerbsregelung in  der EWG 
w ünsdiensw ert und riditungweisend. Für die Ver­
w irklidiung der Europäisdien W irtsdiaftsgem einsdiaft, 
in der insbesondere in der Übergangsperiode nodi 
eine große H eterogenität sowohl der w irtsdiaftlidien 
Interessen wie audi der w irtsdiaftsordnungspolitisdien 
Auffassungen herrsdit, ist ein die w iderstrebenden 
Interessen w irksam  ausgleidiendes W ettbewerbs- 
reditsverfahren von entsdieidender Bedeutung.

1961/VI 265


